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Bericht

des Ausschusses für Verfassung und Verwaltung
betreffend das

Landesgesetz, mit dem das O.Ö. Bezügegesetz 1995, das O.Ö. Landes-
beamtengesetz 1993, das O.Ö. Landes- Vertragsbedienstetengesetz,

das O.ö. Landes-Gehaltsgesetz, das O.Ö. Bürgermeisterbezügegesetz 1992,
das Statut für die Landeshauptstadt Linz, das Statut für die Stadt Wels,

das Statut für die Stadt Steyr, die O.Ö. Gemeindeordnung 1990 und
das Landesgesetz über die Berechnung der Bezüge, Pensionen

und sonstigen finanziellen Leistungen nach dem O.Ö. Bezügegesetz
in den Jahren 1996 und 1997 geändert werden

(Oö. Bezügereform-Begleitgesetz 1998)

(Landtagsdirektion: L-218/3 -XXV)

Die Form der Politikerbezüge in Oberösterreich durch das oö. Landes-Bezügegesetz 1998 und
das Oö. Gemeinde-Bezügegesetz 1998 erfordert die Anpassung weiterer Landesgesetze, die
mittelbar oder unmittelbar mit dem Bezügerecht zusammenhängen.

Im einzelnen beinhaltet daher dieses La:ldesgesetz:

1. Die Änderung des O.ö. Bezügegesetzes 1995 ist erforderlich, weil einerseits die Aktivbe-
züge bereits im O.Ö. Landes-Bezügegesetz geregelt sind und andererseits die pensions-
rechtlichen Bestimmungen fur jene Personen, die zum Zeitpunkt des Inkrafttretens des
Oö. Landes-Bezügegesetzes 1998 bereits einen Ruhe- oder Versorgungsbezug beziehen,
sowie tUrjene Personen, die nach den Übergangsbestimmungen des Oö. Landes-Bezüge-
gesetzes 1998 im bisherigen System verbleiben, weiter angewendet werden müssen. Die
Deckelungsbestimmungen fur Mehrfachpensionen des Oö. Bezügegesetzes bleiben in
Kraft; sie sind jedoch nur mehr auf jene Personen anzuwenden, die zum Zeitpunkt des
Inkrafttretens des OÖ. Landes-Bezügegesetzes 1998 bereits Ruhe- oder Versorgungs-
bezüge beziehen. Gleichzeitig mit dieser Anpassung wird festgelegt, daß ein Ruhebezug,
der einem Politiker auf Grund seines krankheitsbedingten Ausscheidens aus seiner
Funktion bereits vor Vollendung des 60. Lebensjahres gebührt, solange ruht, als diese

Person einen "Zivilberuf' ausübt.
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2. Die DienstfreisteIlung und AußerdienststeIlung von öffentlich Bediensteten, die politische
Funktionen bekleiden, werden durch die Änderung des O.ö. Landesbeamtengesetzes
1993, des O.ö. Landes-Vertragsbedienstetengesetzes und des O.Ö. Landes-Gehalts-
gesetzes den entsprechenden Vorschriften des Bundes angepaßt. Keine wesentliche
Änderung bringt diese Anpassung rur die Dienstfreistellung und AußerdienststeIlung
wegen Ausübung eines Mandats im Nationalrat, im Bundesrat oder in einem Landtag.
Hier bleibt die bisher schon geltende Regelung bestehen, wonach die betroffenen Politi-
kerbei entsprechender Gehaltsreduktion maximal 50 % der regelmäßigen Wochendienst-
zeit im öffentlichen Dienst arbeiten dürfen. Gleichzeitig wird sichergestellt, daß - so wie
bisher - "arbeitslose" Politikereinkommen in Oberösterreich auch weiterhin unmöglich
bleiben. Einem öffentlich Bediensteten gebührt nur das seiner tatsäcWichen Arbeitszeit
entsprechende Gehalt. Gleichzeitig wird auch die DienstfreisteIlung von Gemeindeman-
dataren neu geregelt. Bürgermeister erhalten in Zukunft nur mehr 180 Stunden pro Jahr
eine DienstfreisteIlung. Gemeindevorstandsmitgliedern, die eine Aufwandsentschädigung
erhalten, gebührt eine DienstfreisteIlung im Ausmaß von 90 Stunden pro Jahr. Jede
DienstfreisteIlung, die über dieses Ausmaß hinausgeht, ist mit dem entsprechenden
Gehaltsverlust verbunden.

3. Die Anpassung des Bürgermeisterbezügegesetzes 1992 bewirkt, daß die Bestimmungen
dieses Landesgesetzes nur mehr rur jene Personen anzuwenden sind, die nach den
Bestimmungen des OÖ. Gemeinde-Bezügegesetzes 1998 im bisherigen Pensionssystem
verbleiben oder auf jene Personen, die zum Zeitpunkt des Inkrafttretens des OÖ.
Gemeinde-Bezügegesetzes 1998 bereits eine laufende Entschädigung oder einen Versor-
gungsbezug beziehen. Die pensionsrechtlichen Bestimmungen einscWießlich der Be-
stimmungen über den Gemeindeverband rur die Entschädigung ausgeschiedener Bürger-
meister bleiben somit aufrecht. Diese Regelung ruhrt dazu, daß Gemeinden auch in
Zukunft den 25%-Anteil des (fiktiven früheren) Amtsbezuges ihres Bürgermeisters an
den Gemeindeverband überweisen müssen, um die laufende Entschädigung rur die bereits
ausgeschiedenen Bürgermeister sicherzustellen. Diese Regelung gilt auch dann, wenn der
Bürgermeister der betreffenden Gemeinde in das neue System der Altersvorsorge ein-
bezogen wird. Die Bestimmungen, die bisher die Aufwandsentschädigungen rur Vizebür-
germeister, Gemeindevorstände und Fraktionsobmänner regeln, werden in die O.ö.
Gemeindeordnung übergeruhrt.

4. Die Änderung der Statute fur die Landeshauptstadt Linz, die Stadt Wels und die Stadt
Steyr enthält die Anpassungen, die zur KlarsteIlung notwendig sind, daß die Mitglieder
des Stadtsenates ihre Aktivbezüge in Zukunft auf Grund des Oö. Gemeinde-Bezügege-
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setzes 1998 erhalten und sich die bisherigen Bezugsregelungen nur mehr auf die Be-
messung des Ruhebezuges rur jene Personen beziehen, die auf Grund der Übergangs-
bestimmungen des oö. Gemeinde-Bezügegesetzes 1998 im bisherigen System verbleiben.
Weiters wird - der EmpfeWung der Expertenkommission zur Neuregelung der Politiker-
bezüge in Oberösterreich folgend - rur die Fraktionsvorsitzenden des Gemeinderates ein
höherer Bezug als der eines "normalen" Gemeinderatsmitgliedes festgelegt; dieser höhere
Bezug gebührt jedoch nur dann, wenn die Person Vorsitzender einer Fraktion ist, die aus

mindestens drei Mitgliedern besteht.

5. Die Änderung der O.ö. Gemeindeordnung erfolgt aus systematischen Gründen, weil die
Bestimmungen über die Aufwandsentschädigung der Vizebürgermeister, Gemeindevor-
standsmitglieder und Fraktionsobmänner aus dem O.Ö. Bürgermeisterbezügegesetz
herausgelöst wurden. Diese Regelung entspricht im wesentlichen der bisherigen. Neu ist
jedoch, daß rur die Mitglieder des Gemeindevorstandes, denen keine Aufwandsent-
schädigung und kein Bezug nach anderen bezügerechtlichen Bestimmungen zustehen, der
Verdienstentgang in dem rur öffentlich Bedienstete geltenden Ausmaß der Dienstfrei-
steIlung ersetzt wird. Durch diese Neuregelung wird also auch im Bereich dieser Funktio-
nen eine Gleichstellung zwischen öffentlich Bediensteten und in der Privatwirtschaft

tätigen Personen erreicht.

Der Ausschuß für Verfassung und Verwaltung beantragt, der Hohe Landtag möge
1. gemäß §27 Abs. 4 LGO be~chließen, daß über diesen Ausschußbericht in der

Landtagssitzung am 15., 16. und 17. Dezember 1997 verhandelt wird (Geschäfts-
antrag gemäß § 18 Abs. 3 in Verbindung mit § 24 Abs. 1 LGO) und

2. das OÖ. Bezügereform-Begleitgesetz 1998 beschließen.

Dr. Frais
Obmann

Dr. Watzl
Berichterstatter

Linz, am 12. Dezember 1997
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L a n des g e set z,

mit dem
das O.ö. Bezügegesetz 1995, das O.ö. Landesbeamtengesetz 1993,

das O.ö. Landes- Vertragsbedienstetengesetz,
das O.ö. Landes-Gehaltsgesetz, das O.Ö. Bürgermeisterbezügegesetz 1992,

das Statut für die Landeshauptstadt Linz, das Statut für die Stadt Wels,
das Statut für die Stadt Steyr, die O.ö. Gemeindeordnung 1990 und

das Landesgesetz über die Berechnung der Bezüge, Pensionen
und sonstigen finanziellen Leistungen nach dem O.ö. Bezügegesetz

in den Jahren 1996 und 1997 geändert werden
(Oö. Bezügereform-Begleitgesetz 1998)

Der Oö. Landtag hat beschlossen:

Artikel I
Änderung des O.Ö. Bezügegesetzes 1995

Das O.ö. Bezügegesetz 1995, LGBl. Nr. 76, zuletzt geändert durch das Landesgesetz LGBl.
Nr. 83/1996, wird wie folgt geändert:

1. § 1, § 2, §§ 5 bi~ 7, § 8 Abs. 2 und 3 sowie §§ 9 bis 11 entfallen.

2. Im § 12 Abs. 2 entfällt die Wortfolge "sowie § 7 Abs. 2".

3. § 13 letzter Satz entfällt.

4. Dem § 15 werden folgende Abs. 4 und 5 angerugt:

"(4) Abs. 1 bis 3 gelten rur Personen, die am 1. August 1997 Ruhebezüge oder Versor-
gungsbezüge nach diesem Landesgesetz oder nach dem O.ö. Bezügegesetz 1973 oder
nach noch älteren landesbezügerechtlichen Bestimmungen beziehen, wenn und solange
Sie

1. keine sonstigen Ruhe- oder Versorgungsbezüge und keine Aktivbezüge beziehen,
oder
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2. zwar zusätzliche sonstige Ruhe- oder Versorgungsbezüge, ausgenommen Ruhe-

bezüge nach bundesbezügerechtlichen Bestimmungen (Bezügegesetz 1972 oder

Vorläuferbestimmungen), aber keine Aktivbezüge beziehen, oder

3. zusätzlich nur Aktivbezüge von Rechtsträgern beziehen, die nicht der Kontrolle

des Rechnungshofes unterliegen.

(5) Für Personen, die am 1. August 1997 einen Bezug oder - sofern nicht Abs. 4 an-

zuwenden ist - ~inen Ruhebezug nach diesem Landesgesetz und keinen Bezug oder

Ruhebezug nach den bezügerechtlichen Regelungen des Bundes beziehen, sind die Abs.

1 bis 3 fur Zeiträume nach dem 31. Oktober 1997 nicht mehr anzuwenden."

5. § 21 Abs. 7, § 22 Abs. 2, § 37 und § 40 letzter Satz entfallen.

6. Im § 29 Abs. 1 entfallt die Wortfolge "in Verbindung mit § 7 Abs. 2 und 3".

7. Im § 31 Abs. 1 entfallt die Wortfolge "und § 7 Abs. 2".

8. Nach § 32 wird folgender § 32a eingefugt:

"§ 32a

Ruhen des Ruhebezuges

(l) Wird der Empfanger eines RJhebezuges neuerlich zum Mitglied des Landtages oder

zum Mitglied der Landesregierung oder zum Ersatzmitglied der Landesregierung ge-

wählt, ruht der Ruhebezug mit Ablauf des Monats, der dem Beginn des Anspruchs auf

den Bezug vorangeht. Zwischen dem Beginn des nachfolgenden Monats bis zum Antritt

der Funktion sind jedoch die entsprechenden Ruhebezugsteile auszuzahlen.

(2) Der Anspruch auf Ruhebezug, der wegen Unfahigkeit zur weiteren Funktionsaus-

übung gebührt, ruht ab Ablauf des Monats, ab dem der Empfanger dieses Ruhebezuges

einen Beruf mit Erwerbsabsicht ausübt, fur die Dauer der Berufsausübung, längstens

jedoch bis zur Vollendung des 60. Lebensjahres."
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Artikel ß
Änderung des o.ö. Landesbeamtengesetzes 1993

Das O.ö. Landesbeamtengesetz 1993, LGBl. Nr. 1111994, zuletzt geändert durch das Landesge-
setz LGBl. Nr. 8311996, wird wie folgt geändert:

1. Die Eintragungen im Inhaltsverzeichnis werden wie folgt geändert:

"12. Abschnitt
DienstfreisteIlung und AußerdienststeIlung

§ 110 DienstfreisteIlung und AußerdienststeIlung wegen Ausübung eines Mandates 1m
Nationalrat, im Bundesrat oder in einem Landtag"

"§ 112 AußerdienststeIlung der Inhaber höchster Funktionen in der Europäischen
Union, Bund oder Ländern"

"§ l13a DienstfreisteIlung fur Gemeindemandatare"

2. § 73 Abs. 3 lautet:

"(3) Die Stundenzahl (Abs. 1 und 2)
1. erhöht sich entsprechtnd, wenn der Beamte einem verlängerten Dienstplan

unterliegt,
2. vermindert sich entsprechend, wenn die Wochendienstzeit des Beamten nach

§ 67 herabgesetzt oder dem Beamten eine DienstfreisteIlung nach §§ 110 oder
l13a gewährt worden ist."

3. § 84 Abs. 3 lautet:

"(3) Die Pflegefreistellung nach Abs. 1 darf im Kalenderjahr das Ausmaß der auf eine
Woche entfallenden dienstplanmäßigen Dienstzeit des Beamten nach § 64 Abs. 2 oder 6,
nach den §§ 67 bis 69 oder nach §§ 110 und 113a nicht übersteigen."

4. Der 12. Abschnitt erhält anstelle der Bezeichnung "Außerdienststeliung" die Bezeich-

nung "DienstfreisteIlung und AußerdienststeIlung" .
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5. § 110 samt Überschrift lautet:

"§ 110
DienstfreisteIlung und AußerdienststeIlung wegen Ausübung eines

Mandates im Nationalrat, im Bundesrat oder in einem Landtag

(1) Soweit im § 112 nicht anderes bestimmt ist, ist dem Beamten, der Mitglied des
Nationalrates, des Bundesrates oder eines Landtages ist, die zur Ausübung seines Man-
dates erforderliche Dienstfreistellung in dem von ihm beantragten prozentuellen Ausmaß
der regelmäßigen Wochendienstzeit unter anteiliger Kürzung seiner Bezüge zu gewähren,

wobei das Ausmaß seiner Dienstverpflichtung 50 % der regelmäßigen Wochendienstzeit
nicht überschreiten darf Dienstplanerleichterungen (z.B. Diensttausch, Einarbeitung) sind
unter Berücksichtigung dienstlicher Interessen im größtmöglichen Ausmaß einzuräumen.

(2) Das prozentuelle Ausmaß der Dienstfreistellung nach Abs. 1 ist vom Beamten unter
Bedachtnahme auf die zur Ausübung des Mandates erforderliche Zeit beginnend vom
Tag der Ange10bung bis zum Tag des Ausscheidens aus der Funktion fur jedes Kalender-
jahr im vorhinein festzulegen. Bei Lehrern tritt an die Stelle des Kalenderjahres das
Schuljahr. Über- oder Unterschreitungen dieses Prozentsatzes im Durchrechnungs-

zeitraum sind zulässig.

(3) Der Beamte, der Mitglied des Nationalrates, des Bundesrates oder eines Landtages
ist, ist jedoch abweichend vom Abs. 1 fur die Dauer der Mandatsausübung unter Entfall

der Bezüge außer Dienst zu ste!len, wenn er
1. dies beantragt oder
2. die Zuweisung eines seiner bisherigen Verwendung nach Abs. 4 Z. 1 möglichst

gleichwertigen Arbeitsplatzes ablehnt.
Im Fall der Z. 2 ist er mit Wirksamkeit von dem auf den Ablauf von zwei Monaten
folgenden Monatsersten beginnend vom Tag der Angelobung unter Entfall der Bezüge

außer Dienst zu stellen.

(4) Ist eine Weiterbeschäftigung des Beamten nach Abs. 1 auf seinem bisherigen Arbeits-
platz nicht möglich, weil die weitere Tätigkeit auf dem bisherigen Arbeitsplatz
1. auf Grund der Feststellung des Unvereinbarkeitsausschusses oder des

Immunitäts- und Unvereinbarkeitsausschusses gemäß § 6a Abs. 2 des Unverein-

barkeitsgesetzes 1983 unzulässig ist oder
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2. auf Grund der besonderen Gegebenheiten neben der Ausübung des Mandates
nur unter erheblicher Beeinträchtigung des Dienstbetriebes möglich wäre,

ist ihm innerhalb von zwei Monaten, beginnend vom Tag der Angelobung ein seiner
bisherigen Verwendung mindestens gleichwertiger zumutbarer Arbeitsplatz oder - mit
seiner Zustimmung - ein seiner bisherigen Verwendung möglichst gleichwertiger Arbeits-
platz zuzuweisen, auf den keiner der im Z. I und 2 angefuhrten Punkte zutrifft. Bei der
Auswahl des Arbeitsplatzes ist danach zu trachten, dem Beamten eine Teilbeschäftigung
möglichst in dem von ihm gewählten Umfang anzubieten. Die §§ 91 und 92 sind in
diesem Fall nicht anzuwenden.

(5) Wird über die Zuweisung eines bisherigen Arbeitsplatzes nach Abs. 4 kein Ein-
vernehmen mit dem Beamten erzielt, hat die Dienstbehörde hierüber mit Bescheid zu
entscheiden. Bei Mitgliedern des Nationalrates und des Bundesrates ist zuvor von Amts
wegen oder auf Antrag des Beamten eine Stellungnahme der nach Artikel 59b B-VG
eingerichteten Kommission zu den bestehenden Meinungsverschiedenheiten einzuholen."

6. § 111 lautet:

"§ In

Dem Beamten, der sich um das Amt des Bundespräsidenten oder um ein Mandat im
Nationalrat, im Europäischen Parlament oder in einem Landtag bewirbt, ist ab der
Einbringung des Wahlvorschlages bei der zuständigen Wahlbehörde bis zur Bekanntgabe
des amtlichen Wahlergebnisses die erforderliche freie Zeit zu gewähren."

7. § 112 samt Überschrift lautet:

"§ 112
AußerdienststeIlung der Inhaber höchster Funktionen in der

Europäischen Union, Bund oder Ländern

Der Beamte, der
1. Bundespräsident, Mitglied der Bundesregierung, Staatssekretär, Präsident des

Rechnungshofes, Präsident des Nationalrates, Obmann eines Klubs des Na-
tionalrates, Amtsfuhrender Präsident des Landesschulrates, Mitglied der Volks-
anwaltschaft, Mitglied einer Landesregierung oder



- 9 -

2. Mitglied des Europäischen Parlaments oder bei der Kommission der Europäi-

schen Gemeinschaften oder
3. Erster Präsident des Landtages, Klubobmann im Landtag oder Vizepräsident

des Landesschulrates ist und keine Erklärung nach § 2 Abs. 3 Oö. Landes-

Bezügegesetz 1998 abgibt,
ist fur die Dauer dieser Funktion unter Entfall der Bezüge außer Dienst zu stellen."

8. § l13a samt Überschrift lautet:

"§ 113a
DienstfreisteIlung für Gemeindemandatare

(1) Dem Beamten, der
1. Bürgermeister oder
2. Mitglied eines Stadtsenates oder
3. Mitglied eines Gemeindevorstandes bzw. Stadtrates oder Gemeinderates
ist, ist auf sein Ansuchen die zur Ausübung des Mandates erforderliche Dienstfreistellung
zu gewähren, wenn der Beamte diese Dienstfreistellung unter anteiliger Kürzung der

Bezüge beantragt hat.

(2) Die Dienstfreistellung ist nur dann zu gewähren, wenn
1. mit Dienstplanerleichterungen (z.B. Einarbeitung, Diensttausch) oder
2. durch Gewährung der erforderlichen freien Zeit bis zum Höchstausmaß von 90

Stunden je Kalenderjahr, bei Bürgermeistern bis zum Höchstausmaß von 180

Stunden je Kalenderjahr,
nicht das Auslangen gefunden werden kann. Eine Maßnahme nach Z. 2 ist nur zulässig,

wenn Maßnahmen nach Z. 1 nicht möglich sind oder nicht ausreichen.

(3) Das Ausmaß der Dienstfreistellung verkürzt sich um jene Stunden freier Zeit, die dem
Beamten gemäß Abs. 2 Z. 2 gewährt werden. Die DienstfreisteIlung darf nur in vollen

Stunden gewährt werden.

(4) Dienstfrei stellung, Dienstplanerleichterungen und Gewährung der erforderlichen
freien Zeit dürfen nicht zu einer erheblichen Beeinträchtigung des Dienstbetriebes fuhren
und sind unter Berücksichtigung der dienstlichen Interessen und unter Bedachtnahrne auf
die zur Ausübung des Mandates erforderlichen Zeiträume möglichst gleichmäßig und

bleibend im vorhinein datums- und uhrzeitmäßig festzulegen.



- 10 -

(5) Die Gewährung der erforderlichen freien Zeit soll im Monatsdurchschnitt eines
Kalenderhalbjahres acht Stunden, bei Bürgermeistern 16 Stunden nicht überschreiten. Die
DienstfreisteIlung soll im Monatsdurchschnitt eines Kalenderhalbjahres 78 Stunden nicht
überschreiten. In einer Kalenderwoche darf höchstens die Hälfte der als Monatsdurch-
schnitt festgelegten DienstfreisteIlung in Anspruch genommen werden.

(6) Wird eine im Abs. 1 genannte Funktion weniger als ein KalendeIjahr ausgeübt,
beträgt die erforderliche freie Zeit nach Abs. 2 Z. 2 fur jeden begonnenen Kalendermonat
ein Zwölftel des jährlichen Ausmaßes nach Abs. 2."

9. § 152 Abs. 1 lautet:

"(1) Die Vollziehung dieses Landesgesetzes obliegt - unbeschadet der Zuständigkeit
weisungsfreier Verwaltungsbehörden und Organe - der Landesregierung, soweit nicht im
Bereich des inneren Dienstes (insbesondere der §§ 46 bis 52, 54, 56, 57 Abs. 2 und 3 , 60
bis 62, 90, 129, 130 und 131 Abs. 1und 2 erster und zweiter Satz beim Amt der Landes-
regierung, bei den Bezirkshauptmannschaften und den Agrarbezirksbehörden) die Zu-
ständigkeit des Landeshauptmannes (Landesamtsdirektors) gegeben ist."

Artikel 111
Änderung des O.Ö. Landes-Vertragsbedienstetengesetzes

Das O.ö. Landes-Vertragsbedienstetengesetz, LGBl. Nr. 1011994, zuletzt geändert durch das
Landesgesetz LGBI. Nr. 6811997, wird wie folgt geändert:

1. § 37 Abs. 3 lautet:

"(3) Die Stundenzahl (Abs. 1 und 2)
1. erhöht sich entsprechend, wenn der Vertragsbedienstete einem verlängerten

Dienstplan (§ 23 Abs. 6) unterliegt;
2. vermindert sich entsprechend, wenn der Vertragsbedienstete teilzeitbeschäftigt

oder dienstfreigestellt (§ 73 Abs. 1 Z. 5) ist."
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2. § 50 Abs. 3 lautet:

"(3) Die Pflegefreistellung nach Abs. 1 darf im Kalenderjahr das Ausmaß der auf eine
Woche entfallenden dienstplanrnäßigen Dienstzeit des Vertragsbediensteten nicht über-
steigen. Sie vermindert sich entsprechend, wenn der Bedienstete teilbeschäftigt oder

dienstfreigestellt (§ 73 Abs. 1 Z. 5) ist."

3. § 73 Abs. 1 Z. 5 lautet:

"5. die DienstfreisteIlung und AußerdienststeIlung mit der Maßgabe, daß bei Ver-
tragslehrern die Gewährung der erforderlichen freien Zeit bis zum Höchst-
ausmaß von 45 Unterrichtsstunden, bei Bürgermeistern bis zu 90 Unterrichts-

stunden möglich ist."

Artikel IV
Änderung des O.Ö. Landes-Gehaltsgesetzes

Das O.ö. Landes-Gehaltsgesetz, LGBI Nr. 811956, zuletzt geändert durch das Landesgesetz

LGBl. Nr. 8311996, wird wie folgt geändert:

1. § 13 Abs. 5 bis 9 lauten

"(5) Eine dem Beamten unter anteiliger Kürzung der Bezüge gewährte DienstfreisteIlung
gemäß § 110 und § l13a O.Ö. LBG bewirkt eine Kürzung der Dienstbezüge, die dem
prozentuellen Ausmaß der Dienststunden entspricht, die im betreffenden Kalenderjahr
durch diese DienstfreisteIlung entfallen sollen. Ausgenommen sind die Ansprüche nach
der O.ö. Landes-Reisegebührenvorschrift. Abweichend vom § 6 wird diese Kürzung fur
den Zeitraum wirksam, fur den dem Beamten die DienstfreisteIlung gewährt wurde. Bei
der Kürzung der Bezüge von Beamten, die die Funktion des Bürgermeisters ausüben,
sind die Zeiten nach § 113a Abs. 2 Z. 2 O.ö. LBG als Dienstzeit zu berücksichtigen. Die
Dienstbezüge eines Beamten, der Mitglied des Nationalrates, des Bundesrates oder eines
Landtages ist und der weder dienstfrei noch außer Dienst gestellt ist, sind um 50 % zu

kürzen.

(6) Überschreitet der Beamte im Durchrechnungszeitraum (§ 110 Abs. 2 O.ö. LBG) das
festgelegte prozentuelle Ausmaß der DienstfreisteIlung nach Abs. 5, erhöht sich das
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Ausmaß der Bezugskürzung fur den Durchrechnungszeitraum entsprechend. Der Beamte
hat die dadurch entstandenen Übergenüsse abweichend vom § l3a Abs. 1 in jedem Fall
dem Land Oberösterreich zu ersetzen.

(7) Unterschreitet der Beamte im Durchrechnungszeitraum das festgelegte prozentuelle
Ausmaß der Dienstfreistellung nach Abs. 5, vermindert sich das Ausmaß der Bezugskür-
zung fur den Durchrechnungszeitraum entsprechend, darf aber im Fall des § 110 O.ö.
LBG 50 % der Dienstbezüge nicht unterschreiten. Die Differenz ist dem Beamten
nachzuzahlen.

(8) Dienstbezüge im Sinne des Abs. 5 sind alle auf Grund des Dienstverhältnisses nach
dienst- und besoldungsrechtlichen Vorschriften gebührenden Geldleistungen mit Aus-
nahme jener Geldleistungen, mit denen zeit- oder mengenmäßige Mehrleistungen abge-
golten werden. Geldleistungen fur zeit- oder mengenmäßige Mehrleistungen gebühren im
Durchrechnungszeitraum nur, wenn der Beamte die volle Wochendienstleistung über-
schreitet.

(9) Die Dienstbezüge eines Beamten, der gemäß § 110 Abs. 3, § 112 oder § l13a
O.Ö. LBG außer Dienst gestellt wurde, entfallen fur die Dauer der AußerdienststeIlung.
Abs. 4 ist mit der Maßgabe anzuwenden, daß an die Stelle des Karenzurlaubes die
AußerdienststeIlung und an die Stelle des Monatsbezuges die Dienstbezüge im Sinne des
Abs. 8 (einschließlich Geldleistungen fur zeit- oder mengenmäßige Mehrleistungen)
treten."

"(6) Der nach § 110 Abs. lader 3, § 112 oder § ll3a Abs. 1 O.ö. LBG freigestellte oder
außer Dienst gestellte Beamte hat Pensionsbeiträge auch von den durch die Freistellung
oder AußerdienststeIlung entfallenden Bezügen zu entrichten. Von Geldleistungen fur
zeit- oder mengenmäßige Mehrleistungen ist ein Pensionsbeitrag nur zu entrichten,
soweit sie während der Zeit der DienstfreisteIlung tatsächlich gebührten.

2. Dem § 22 werden folgende Abs. 6 und 7 angefugt:

(7) Der Beamte, dessen Bezüge nach § 13 Abs. 5 letzter Satz gekürzt sind, hat Pensions-
beiträge auch von den durch die Kürzung entfallenden Bezügen zu leisten. "
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Artikel V
Änderung des o.ö. Bürgermeisterbezügegesetzes 1992

Das O.ö. Bürgermeisterbezügegesetz 1992, LGBl. Nr. 89, wird wie folgt geändert:

1. Der Kurztitel "O.Ö. BBG 1992" entfällt.

2. § 1 lautet:
"§ 1

Dieses Landesgesetz ist anzuwenden auf:
1. jene Bürgermeister, für die § 13 oö. Gemeinde-Bezügegesetz 1998 gilt, und
2. jene Bürgermeister, die eine Erklärung im Sinn des § 14 Oö. Gemeinde-Bezüge-

gesetz 1998 abgegeben haben, und
3. die Personen, die am 1. Juli 1998 eine laufende Entschädigung oder einen

Versorgungsbezug nach diesem Landesgesetz beziehen"

3. § 2 Abs. 1, § 3, § 5, §§ 7 bis 11 sowie die Gliederungsbezeichnung "Artikel III" entfallen.

Artikel VI
Änderung des Statuts für die Landeshauptstadt Linz

Das Statut für die Landeshauptstadt Linz 1992, LGBl. Nr. 7, zuletzt geändert durch das Landes-

gesetz LGBl. Nr. 10311997, wird wie folgt geändert:

1. Im § 9 Abs. 1 erster Satz wird nach der Wortfolge "Mitglieder des Gemeinderates" die
Wortfolge "und jene Stadträte, die gemäß § 28 Abs. 2 auf ihr Gemeinderatsmandat

verzichtet haben," eingefügt.

2. § 12 Abs. 6 lautet:

"(6) Jene Mitglieder des Gemeinderates, die nicht gleichzeitig eine Funktion nach dem
Oö.Gemeinde-Bezügegesetz 1998 ausüben, haben Anspruch auf einen Bezug in Höhe
von 16,5 %, sofern sie jedoch die Funktion des VOfsitzenden einer Fraktion mit minde-
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stens drei Mitgliedern ausüben, in Höhe von 25 % des Ausgangsbetrages nach § 1 und
§ 3 des Bundesverfassungsgesetzes über die Begrenzung von Bezügen öffentlicher
Funktionäre, BGBl.I Nr.64/1997. Auf diesen Bezug kann nicht verzichtet werden; § 1
Abs. 2 und § 3 Oö. Gemeinde-Bezügegesetz 1998 sind anzuwenden."

3. § 25 Abs. 1 lautet:

"(1) Abs. 2 bis 4 sind fur Bürgermeister anzuwenden, fiir die § 9 oder § 10 des oö.
Gemeinde-Bezügegesetzes 1998 gilt."

4. § 25 Abs. 4 lautet:

"(4) Für die Bemessung des Ruhe- oder Versorgungsbezuges gemäß Abs. 2 oder 3 sind -
soweit im vorstehenden nicht anderes bestimmt ist - die Bestimmungen des O.ö. Bezüge-
gesetzes 1995 über die Entschädigung, die Ruhe- und Versorgungsbezüge und den
Todesfallbeitrag fiir den Landeshauptmann sinngemäß mit der Maßgabe anzuwenden,
daß fiir den Bezug des Bürgermeisters jener Prozentsatz von dem im O.Ö. Bezügegesetz
1995 fiir den Landeshauptmann geregelten Bezug heranzuziehen ist, der zum
31. Dezember 1997 durch Verordnung des' Gemeinderates festgelegt ist. Für den Ruhe-
bezug sind Zeiten, die als Mitglied des Gemeinderates zurückgelegt wurden, dann zur
Hälfte der Zeit der Ausübung der im Abs. 2 angefiihrten Zeit zuzurechnen, wenn fiir
diese Zeiten nachträglich 50% der Pensionsbeiträge, die als Bürgermeister zu leisten
gewesen wären, entrichtet werden. "

"(2) Abs. 1 und § 25 sind nur mehr fiir die Bemessung der Ruhe- und Versorgungs-
bezüge jener Mitglieder des Stadtsenats anzuwenden, fur die § 9 oder § 10 des OÖ.
Gemeinde-Bezügegesetzes 1998 gilt. Für die Bezüge der Vizebürgermeister und Stadträ-
te sind jene Prozentsätze heranzuziehen, die zum 31. Dezember 1997 durch Verordnung
des Gemeinderates festgelegt sind."

5. Der bisherige § 30 erhält die Absatzbezeichnung "(1)"; als neuer Abs. 2 wird angefiigt:

6. Im § 32 Abs. 7 Z. 2 und 3 wird jeweils der Betrag "25.000" durch den Betrag "50.000"

ersetzt.

7. Im § 46 Abs. 1 Z. 14 und im 9 47 Abs. 3 Z. 7 wird der Betrag "350.00011 durch den

Betrag "500.000" ersetzt.
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Artikel VII
Änderung des Statuts für die Stadt Wels

Das Statut für die Stadt Wels 1992, LGBl. Nr. 8, zuletzt geändert durch das Landesgesetz

LGBl. Nr. 103/1997, wird wie folgt geändert:

1. Im § 9 Abs. 1 erster Satz wird nach der Wortfolge "Mitglieder des Gemeinderates" die
Wortfolge "und jene Stadträte, die gemäß § 28 Abs. 2 auf ihr Gemeinderatsmandat

verzichtet haben," eingefügt.

2. § 12 Abs. 6 lautet:

"(6) Jene Mitglieder des Gemeinderates, dIe nicht gleichzeitig eine Funktion nach dem
Oö. Gemeinde-Bezügegesetz 1998 ausüben, haben Anspruch auf einen Bezug in Höhe
von 15 %, sofern sie jedoch die Funl'tion der Vorsitzenden einer Fraktion mit mindestens
drei Mitgliedern ausüben, in Höhe von 22,5 % des Ausgangsbetrages nach § 1 und § 3
des Bundesverfassungsgesetzes über die Begrenzung von Bezügen öffentlicher Funktio-
näre, BGBl.I Nr.6411997. Auf diesen Bezug kann nicht verzichtet werden; § 1 Abs. 2
und § 3 Oö. Gemeinde-Bezügegesetz 1998 sind anzuwenden."

3. § 25 Abs. 1 lautet:

"(I) Abs. 2 bis 4 sind für Bürgermeister anzuwenden, für die § 9 oder § 10 des Oö.

Gemeinde-Bezügegesetzes 1998 gilt."

"(4) Für die Bemessung des Ruhe- oder Versorgungsbezuges gemäß Abs. 2 oder 3 sind -
soweit im vorstehenden nicht anderes bestimmt ist - die Bestimmungen des O.ö. Bezüge-
gesetzes 1995 über die Entschädigung, die Ruhe- und Versorgungsbezüge und den
Todesfallbeitrag für den Landeshauptmann sinngemäß mit der Maßgabe anzuwenden,
daß für den Bezug des Bürgermeisters jener Prozentsatz von dem im O.ö. Bezügegesetz
1995 für den Landeshauptmann geregelten Bezug heranzuziehen ist, der zum
31. Dezember 1997 durch Verordnung des Gemeinderates festgelegt ist. Für den Ruhe-
bezug sind Zeiten, die als Mitglied des Gemeinderates zurückgelegt wurden, dann zur
Hälfte der Zeit der Ausübung der im Abs. 2 angeführten Zeit zuzurechnen, wenn fur

4. § 25 Abs. 4 lautet:
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diese Zeiten nachträglich 50% der Pensionsbeiträge, die als Bürgermeister zu leisten
gewesen wären, entrichtet werden. "

5. Der bisherige § 30 erhält die Absatzbezeichnung "(1)"; als neuer Abs. 2 wird angefugt:

"(2) Abs. 1 und § 25 gelten nur mehr hinsichtlich der Ruhe- und Versorgungsbezüge
jener Organe, auf die § 9 oder § 10 des Oö. Gemeinde-Bezügegesetzes 1998 anzuwen-
den ist. Für die Bezüge der Vizebürgermeister und Stadträte sind jene Prozentsätze
heranzuziehen, die zum 31. Dezember 1997 durch Verordnung des Gemeinderates

festgelegt sind."

6. Im § 32 Abs. 7 Z. 2 wird der Betrag "10.000" durch den Betrag "50.000" ersetzt.

7. Im § 46 Abs. 1 Z. 14 und im § 47 Abs. 3 Z. 7 wird der Betrag "200.000" durch den
Betrag "500.000" ersetzt.

Artikel vrn
Änderung des Statuts für die Stadt Steyr

Das Statut für die Stadt Steyr 1992, LGBl. Nr. 9, zuletzt geändert durch das Landesgesetz
LGBl. Nr. 103/1997, wird wie folgt geändert:

"(6) Jene Mitglieder des Gemeinderates, die nicht gleichzeitig eine Funktion nach dem
oö. Gemeinde-Bezügegesetz 1998 ausüben, haben Anspruch auf einen Bezug in Höhe
von 14,5 %, sofern sie jedoch die Funktion der Vorsitzenden einer Fraktion mit minde-
stens drei Mitgliedern ausüben, in Höhe von 22 % des Ausgangsbetrages nach § 1 und
§ 3 des Bundesverfassungsgesetzes über die Begrenzung von Bezügen öffentlicher
Funktionäre, BGBl.I Nr. 64/1997. Auf diesen Bezug kann nicht verzichtet werden; § 1
Abs. 2 und § 3 Oö. Gemeinde-Bezügegesetz 1998 sind anzuwenden."

1. Im § 9 Abs; 1 erster Satz wird nach der Wortfolge "Mitglieder des Gemeinderates" die
Wortfolge "und jene Stadträte, die gemäß § 28 Abs. 2 auf ihr Gemeinderatsmandat
verzichtet haben," eingefugt.

2. § 12 Abs. 6 lautet:
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3. § 25 Abs. 1 lautet:

"(1) Abs. 2 bis 4 sind für Bürgermeister anzuwenden, für die § 9 oder § 10 des Oö.

Gemeinde-Bezügegesetzes 1998 gilt."

4. § 25 Abs. 4 lautet:

"(4) Für die Bemessung des Ruhe- oder Versorgungsbezuges gemäß Abs. 2 oder 3 sind -
soweit im vorstehenden nicht anderes bestimmt ist - die Bestimmungen des O.ö. Bezüge-
gesetzes 1995 über die Entschädigung, die Ruhe- und Versorgungsbezüge und den
Todesfallbeitrag für den Landeshauptmann sinngemäß mit der Maßgabe anzuwenden,
daß fur den Bezug des Bürgermeisters jener Prozentsatz von dem im O.Ö. Bezügegesetz
1995 für den Landeshauptmann geregelten Bezug heranzuziehen ist, der zum
31. Dezember 1997 durch Verordnung des Gemeinderates festgelegt ist. Für den Ruhe-
bezug sind Zeiten, die als Mitglied des Gemeinderates zurückgelegt wurden, dann zur
Hälfte der Zeit der Ausübung der im Abs. 2 angeführten Zeit zuzurechnen, wenn für
diese Zeiten nachträglich 50% der Pensionsbeiträge, die als Bürgermeister zu leisten

gewesen wären, entrichtet werden."

5. Der bisherige § 30 erhält die Absatzbezeichnung "(1)"; als neuer Abs. 2 wird angefügt:

"(2) Abs. 1 und § 25 gelten nur mehr hinsichtlich der Ruhe- und Versorgungsbezüge
jener (oder nach jenen) Organe(n), auf die § 9 oder § 10 des Oö. Gemeinde-Bezügege-
setzes 1998 anzuwenden ist. Für die Bezüge der Vizebürgermeister und Stadträte sind
jene Prozentsätze heranzuziehen, die zum 3 1. Dezember 1997 durch Verordnung des

Gemeinderates festgelegt sind."

6. Im § 32 Abs. 7 Z. 2 wird der Betrag "5.000" durch den Betrag "10.000" und der Betrag

"10.000" durch den Betrag "25.000" ersetzt.

7. Im § 49 Abs. 4 wird der Betrag 1110.00011durch den Betrag 1125.00011ersetzt.

8. Im § 46 Abs. 1 Z. 14 und im § 47 Abs. 3 Z. 7 wird der Betrag 11100.00011durch den

Betrag 11250.00011ersetzt.
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Artikel IX
Änderung der O.ö. Gemeindeordnung 1990

Die O. ö. Gemeindeordnung 1990, LGBl.Nr. 91, zuletzt geändert durch das Landesgesetz
LGB1.Nr. 9311996, wird wie folgt geändert:

§ 34 lautet:

"§ 34
Aufwandsentschädigung und Sitzungsgeld

(l) Den Vizebürgermeistern und Fraktionsobmännern, die nicht zugleich Bürgermeister sind,
gebührt eine Aufwandsentschädigung.

(2) Die Aufwandsentschädigung fiir die Vizebürgermeister beträgt:
1. in Gemeinden mit höchstens 1.000 Einwohnern

fiir den 1. Vizebürgermeister .. 15 %
fiir den 2. Vizebürgermeister 10 %,

2. in Gemeinden mit höchstens 4.500 Einwohnern
fiir den 1. Vizebürgermeister 20 %
fiir den 2. Vizebürgermeister 15 %

rur den 3. Vizebürgermeister 10%,
3. in Gemeinden mit höchstens 15.000 Einwohnern

fiir den 1. Vizebürgermeister 30 %
fiir den 2. Vizebürgermeister 20 %
fiir den 3. Vizebürgermeister 15 %,

4. in Gemeinden mit mehr als 15.000 Einwohnern
fiir den 1. Vizebürgermeister 40 %
fiir den 2. Vizebürgermeister 30 %
fiir den 3. Vizebürgermeister 20 %

des Bezuges des Bürgermeisters. Als Bezug des Bürgermeisters gilt der Bezug, der gemäß § 2
Abs. 1 des OÖ. Gemeinde-Bezügegesetzes 1998 fiir einen nicht hauptberuflichen Bürgermeister
der jeweiligen Gemeinde festgesetzt ist.

(3) Für die Besorgung wichtiger Aufgaben kann durch Verordnung des Gemeinderates auch fiir
die Mitglieder des Gemeindevorstandes, die nicht zugleich Bürgermeister oder Vizebürgermei-
ster sind, eine angemessene Aufwandsentschädigung festgesetzt werden. Die Höhe einer solchen
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Aufwandsentschädigung ist unter Bedachtnahme auf das Ausmaß der Arbeitsbelastung und die
erhöhten Aufwendungen festzusetzen und darf 30 % des Amtsbezuges des Bürgermeisters nicht
übersteigen; Abs. 2 letzter Satz ist sinngemäß anzuwenden.

(4) Die Aufwandsentschädigung für die Fraktionsobmänner beträgt 15 % des Amtsbezuges des
Bürgermeisters; Abs. 2 letzter Satz ist sinngemäß anzuwenden. Hat ein Fraktionsobmann auf
Grund der Abs. 2 und 3 mehrere Ansprüche auf eine Aufwandsentschädigung, ist ihm nur die
jeweils höhere auszuzahlen.

(5) Sofern ihnen keine Aufwandsentschädigung nach Abs. 1 bis 4 und kein Bezug im Sinn des
Oö. Gemeinde-Bezügegesetzes 1998 gebührt, haben die Mitglieder des Gemeindevorstandes und
die Mitglieder (Ersatzmitglieder) des Gemeinderates für die Teilnahme an den Sitzungen des
Gemeindevorstandes, des Gemeinderates und der Ausschüsse Anspruch auf ein Sitzungsgeld,
dessen Höhe vom Gemeinderat festzulegen ist. Das Sitzungsgeld muß mindestens mit 1% und
darf höchstens mit 3 % des Bezuges des Bürgermeisters festgelegt werden. Abs. 2 letzter Satz

gilt sinngemäß.

(6) Übt der Bürgermeister seine Funktion durch einen zusammenhängenden Zeitraum von
wenigstens 14 Tagen nicht aus, gebührt dem Vizebürgermeister, der den Bürgermeister in seiner
Funktion während dieses Zeitraumes vel1ritt, eine Aufwandsentschädigung in der Höhe des auf
den Vertretungszeitraum entfallenden aliquoten Anteils des Bezuges des Bürgermeisters, ein
aliquoter Anteil an den Sonderzahlungen und der Ersatz der Reisekosten. Während dieses
Vertretungszeitraumes ruht die dem Vizebürgermeister gemäß Abs. 2 gebührende Aufwandsent-

schädigung.

(8) Auf Aufwandsentschädigungen und Sitzungsgelder kann nicht verzichtet werden. 11

(7) Mitgliedern des Gemeindevorstandes bzw. Stadtrates und Gemeinderäten, denen kein Bezug
nach dem Oö. Gemeinde-Bezügegesetz 1998 gebührt und die nicht Bedienstete einer öffentlich-
rechtlichen Körperschaft, einer solchen Stiftung, Anstalt oder eines solchen Fonds sind, deren
Dienstrecht hinsichtlich der Gesetzgebung in die Kompetenz des Landes fällt, gebührt der Ersatz
des mit ihrer Funktionsausübung verbundenen nachweislichen Verdienstentganges aus einer
selbständigen oder unselbständigen beruflichen Tätigkeit in einem von der Landesregierung
durch Verordnung festzulegenden Ausmaß der Arbeitsstunden pro Jahr. In dieser Verordnung
kann die Höhe des Verdienstentganges auch in Form eines Pauschbetrages pro Stunde festgelegt

werden.
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Artikel X
Änderung des Landesgesetzes über die Berechnung der Bezüge, Pensionen und sonsti-
gen finanziellen Leistungen nach dem O.ö. Bezügegesetz in den Jahren 1996 und 1997

Das Landesgesetz über die Berechnung der Bezüge, Pensionen und sonstigen finanziellen
Leistungen nach dem O.Ö. Bezügegesetz in den Jahren 1996 und 1997, LGBl.Nr. 1311996, wird
wie folgt geändert:

1. Im Titel entfällt die Wortfolge "in den Jahren 1996 und 1997".

2. Im Artikel I wird jeweils das Datum "31. Dezember 1997" durch das Datum "30. Juni
1998" ersetzt.

Artikel XI
Inkrafttreten

(1) Artikel I bis X treten mit 1. Juli 1998 in Kraft, sofern im Abs. 2 und 3 nichts anderes be-
stimmt wird.

(2) Artikel I Z. 5 tritt mit 31. Oktober 1997 in Kraft. Art. I Z. 10 tritt mit Ablauf des Tages
seiner Kundmachung im Landesgesetzblatt fur Oberösterreich in Kraft.

(3) Soweit im Artikel 11auf den Tag der Angelobung abgestellt wird, tritt an dessen Stelle bis zur
nächsten Ange10bung der 1. Juli 1998.

(4) Die im Artikel 11Z. 8 (§ l13a Abs. 2 Z. 2) gewährte freie Zeit beträgt im Jahr 1998 höch-
stens 45 Stunden, bei Bürgermeistern höchstens 90 Stunden.

(5) Für Personen, auf die § 15 Oö. Landes-Bezügegesetz 1998 anzuwenden ist, sind Zeiten, fur
die Pensionsbeiträge auf Grund einer politischen Funktion an eine andere Gebietskörperschaft als
das Land geleistet wurden, in dem Verhältnis auf die ruhebezugsfähige Gesamtzeit gemäß § 12
Abs. 1 O.ö. Bezügegesetz 1995 anzurechnen, das dem Verhältnis der betragsmäßigen Höhe der
geleisteten Pensionsbeiträge zur betragsmäßigen Höhe der Pensionsbeiträge gemäß § 8 O.ö.
Bezügegesetz 1995 entspricht, sofern die Gebietskörperschaft diese Pensionsbeiträge an das
Land überweist.


